
Wie der MDR Thüringen unter Be-
rufung auf Zahlen der Bundesagentur
für Arbeit meldete, sind immer mehr
Menschen im Freistaat  auf mehrere
Jobs angewiesen. In den letzten zehn
Jahren stieg die Zahl der Mehrfach-
beschäftigten kontinuierlich von
31.000 auf jetzt 44.000. Das ist eine
Zunahme von knapp 30 Prozent. 

Nach den Angaben müssen
34.000 Beschäftigte neben ihrer so-
zialversicherungspflichtigen Arbeit
noch mindestens einen geringfügi-
gen Job annehmen. 6.400 Beschäf-
tigte haben mindestens zwei sozial-
versicherungspflichtige Jobs. Mehr
als 4.000 Menschen üben zwei ge-
ringfügige Beschäftigungen aus. Bun-
desweit sind die Zahlen ähnlich.

Wie die Landesarbeitsagentur in-
formierte, ist die Zahl der Hartz-IV-
Bezieher in Thüringen spürbar gesun-
ken. Im Frühjahr erhielten rund
157.000 Menschen Hartz IV, fast
30.000 weniger als vor fünf Jahren.
Damit reduzierte sich die Hartz-IV-
Quote von  über elf auf 9,5 Prozent,
die niedrigste in Ostdeutschland.
Die Stadt Gera hat in Thüringen den
höchsten Anteil mit 16,8 Prozent der
Bewohner, die Hartz IV beziehen.
Den zweithöchsten Anteil hat der
Landkreis Altenburger Land mit 13,5
Prozent, an dritter Stelle liegt die
Stadt Erfurt mit 13,1 Prozent der Be-
völkerung unter 65 Jahren. Dagegen
weist laut Arbeitsagentur der Kreis
Hildburghausen mit 4,8 Prozent die
niedrigste Quote aus.                         

Zum Welternährungstag am 16.
Oktober hatte Diana Skibbe, ver-
braucherschutzpolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, gesagt:
„Das Recht auf Nahrung ist ein
Menschenrecht. Derzeit hungern
800 Millionen Menschen. Die Hälf-
te der Weltbevölkerung ist fehler-
nährt. Zugleich steigt die Anzahl
an übergewichtigen Menschen.
Die Finanz- und Wirtschaftskrise,
die Folgen des Klimawandels und
der Rückgang der landwirtschaft-
lich nutzbaren Flächen haben die
Situation in den Entwicklungslän-
dern dramatisch verschärft. Die
Entwicklungshilfe und die Hilfspro-
gramme der internationalen Staa-
tengemeinschaft müssen gestärkt
werden. Wir brauchen endlich eine
am Menschen orientierte Entwick-
lungspolitik.“

Im Gegensatz zu Unterernäh-
rung ist die qualitative Mangeler-
nährung auf eine Fehlernährung
zurückzuführen. Die Menschen lei-
den an einer Unterversorgung an
lebenswichtigen Vitaminen und
Nährstoffen. Diana Skibbe spricht
sich für regionale, gesunde und
qualitativ hochwertige Verpfle-
gung insbesondere in Schulen und
Kindertagesstätten aus und be-
tont: „Wir müssen die politischen
Weichen stellen für eine ausrei-
chende und ausgewogene Ernäh-
rung aller Menschen und dazu eine
bildungspolitische Offensive star-
ten. Zudem muss eine Stärkung
des regionalen Kreislaufs mit Blick
auf Ressourcenschonung erfolgen
und das Bewusstsein für saisonale
und unbehandelte Produkte er-
höht werden“.  

Landtagssitzungen:
Die nächsten planmäßigen Ple-

narsitzungen des Thüringer Land-
tags finden statt von Mittwoch,
den 1. November, bis Freitag, den
3. November, sowie von Mittwoch,
den 13. Dezember, bis Freitag, den
15. Dezember. 

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen bitte rechtzeitig
in der Geschäftsstelle der Links-
fraktion melden (Tel. 0361
3772295).

Über die Aktivitäten der Links-
fraktion immer auf dem Laufenden
im Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

Der Landtag hat in seiner Septem-
bersitzung einen Antrag der Koaliti-
onsfraktionen beschlossen, bei dem
es darum geht, dass die Wintertouris-
musregionen in Thüringen im Rah-
men eines ganzheitlichen Tourismus-
angebots für das ganze Jahr gestärkt
werden. Nach einer ausgiebigen Be-
fassung im Wirtschaftsausschuss ha-
ben sich die Fraktionen von Rot-Rot-
Grün auf einen gemeinsamen Maß-
nahmekatalog für die Wintertouris-
musregionen verständigt. „Wir set-
zen dabei den Fokus auf ein funktio-
nierendes Ganzjahresangebot, das
die Winterabhängigkeit reduziert. Wir
wollen das Wintersportzentrum Thü-
ringer Wald zum ganzjährigen Touris-
musmagneten entwickeln“, betonte
Knut Korschewsky (LINKE).
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Anschlägen durch Neonazis. Zugleich
hatte er auf die Risiken des damit ein-
hergehenden tiefen Grundrechteein-
griffs aufmerksam gemacht. Der Abge-
ordnete erinnerte in diesem Zusam-
menhang an die millionenfache Handy-
überwachung bei Anti-Nazi-Protesten
in Dresden, die später für rechtswidrig
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Zur Überwachung der 
Telekommunikation 
Steffen Dittes: Bedingungen sind besserer Datenschutz und parlamentarische Kontrolle

Der Thüringer Landtag hat in sei-
ner Beratung am 29. September
dem Staatsvertrag zum geplanten
Zentrum zur Telekommunikations-
überwachung (GKDZ, Gemeinsames
Kompetenz- und Dienstleistungs-
zentrum auf dem Gebiet der polizei-
lichen Telekommunikationsüberwa-
chung) in einem Fünfländer-Ver-
bund seine Zustimmung gegeben.
Dazu erklärte der innenpolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
Steffen Dittes: 

„Die rot-rot-grüne Koalition zeigt,
dass sie für eine bürgerrechtsorientier-
te Sicherheitspolitik steht, die die Si-
cherheitsbedürfnisse und Schutz- und
Grundrechte sorgfältig abwägt. Statt
die Errichtung der geplanten Anstalt
‚durchzuwinken‘, haben die Koalitions-
fraktionen parallel zum Staatsvertrag
mit einem Entschließungsantrag in-
haltliche und formale Leitplanken ein-
gezogen.“

Dazu zählen die Stärkung des Daten-
schutzes und der technischen Sicher-
heit, die Gewährleistung, dass Daten
nach Ländern getrennt sein müssen,
der Ausbau der parlamentarischen
Kontrolle und die Bedingung, dass es
keine Ausweitung auf neue Befugnisse.
geben darf. Umfangreiche Sicherheits-
maßnahmen müssen dem Innenaus-
schuss des Thüringer Landtages vorge-
stellt werden, ehe ein solches Zentrum
2019 in Sachsen in Betrieb gehen darf.

Verfassungsschutz muss
draußen bleiben

In der Landtagsdebatte hatte Steffen
Dittes u.a. deutlich gemacht, warum
neben der gesetzlichen Grundlage
Maßnahmen der Telekommunikations-
überwachung auch von praktischer Re-
levanz für die Polizei sind. Er verwies
auf Ermittlungen zur Organisierten Kri-
minalität und auf die Verhinderung von

lich forderte, bevor der Staatsvertrag
von den Innenministern unterzeichnet
wurde, macht dieses Spannungsfeld
deutlich. Wir stellen uns dieser Auswei-
tung entgegen, denn für die Gefahren-
abwehr und Strafverfolgung sind Poli-
zei und Staatsanwaltschaft zuständig.
Insofern ist es richtig, dass der Thürin-

erklärt wurde, oder die in diesem Jahr
bekannt gewordenen haltlosen Über-
wachungen im Umfeld der Leipziger
Fußballszene, bei der auch Journali-
sten, Ärzte, Anwälte und Sozialarbeiter
ins Visier geraten sind. 

Das TKÜ-Zentrum wird nur techni-
sche Hilfstätigkeiten übernehmen.
Vollzugspolizeiliche Aufgaben und die
Auswertungen von Daten bleiben bei
der Polizei der Länder. Steffen Dittes
machte aber im Parlament weitere Be-
denken der LINKEN klar: „In der Ver-
gangenheit war immer wieder zu beob-
achten, dass neu geschaffene techni-
sche Möglichkeiten Begehrlichkeiten
wecken, immer weiter in Grundrechte
einzugreifen und Rechtsgrundlagen
entsprechend auszudehnen. Dass
auch der Thüringer Verfassungsschutz-
präsident eine Anbindung des Geheim-
dienstes an das TKÜ-Zentrum öffent-

Aufbau der Anstalt einfließt, bei der
auch der Schutz der Berufsgeheimnist-
räger gewährleistet werden soll. Eben-
so sollen Dokumentationspflichten in
der Anstalt eingeführt und die Voraus-
setzungen geschaffen werden, dass
auch Abgeordnete Betretungs- und Ak-
teneinsichtsrechte erhalten. Um die
Transparenz zu stärken, soll zudem ei-
ne Dokumentationslücke geschlossen
werden: Bisher wird der Thüringer
Landtag nur über präventive TKÜ-Maß-
nahmen nach Landespolizeiaufgaben-
gesetz informiert, mit Errichtung des
TKÜ-Zentrums sollen auch die Zahl,
Umfang und Dauer aller Thüringer Ab-
hörmaßnahmen nach der Strafpro-
zessordnung erhoben und einmal jähr-
lich an den Landtag übermittelt wer-
den.

Foto: Steffen Dittes bei einer Frakti-
onssitzung 

ger Landtag diesem
Bestreben nunmehr
per Beschluss einen
Riegel vorgeschoben
hat und der Verfas-
sungsschutz drau-
ßen bleiben muss.“

Die Koalitionsfrak-
tionen haben die
Landesregierung ge-
beten, darauf hinzu-
wirken, dass vor In-
betriebnahme der
Anstalt ein Konzept
zur Umsetzung des
Kernbereichsschut-
zes privater Lebens-
gestaltung erarbei-
tet wird und in den


